
 

verkehr unter die Erde gebracht werden soll-
te. Diesem Vorschlag stimmten die sich an der
Wahl beteiligenden Bürger mehrheitlich zu.

Es stimmt also keineswegs, dass eine erneute
Abstimmung zur Kombilösung die dritte wäre,
sondern es wäre ein zweites Votum und damit
wäre in der Tat die von Herrn Saar geübte Kri-
tik, dass solange abgestimmt wird, bis das Er-
gebnis „stimmt“, wahr geworden.

Dies sollte sich auch die Interessengruppe,
die jetzt kurz vor Toresschluss für einen erneu-
ten Bürgerentscheid trommelt, vor Augen hal-
ten.

Außerdem: Die demokratisch gewählten
Stadträte haben mehrheitlich dem Projekt
„Kombilösung“ zugestimmt. Selbst dann,
wenn ein weiterer Bürgerentscheid realisiert
werden würde, wäre das Stadtparlament nicht
an das Ergebnis gebunden und könnte weiter-
hin an der Kombilösung festhalten.

Wolfgang E. Ott
Fritz-Erler-Straße 11

Zum Leserbrief „Unentschieden nach Bür-
gerentscheiden“ von Christoph Saar:

Grundsätzlich hat Herr Saar mit seiner An-
sicht, dass Bürgerentscheide die Demokratie
stärken, Recht. Nur hat er im Fall U-Strab –
bewusst oder unbewusst – Äpfel mit Birnen
verglichen:

Es ist keineswegs so, dass es zwei Bürgerent-
scheide zum gleichen Sachverhalt gab. Wir er-
innern uns: Beim ersten Bürgerentscheid ging
es darum, den Straßenbahnfernverkehr unter-
irdisch und den Stadtbahnverkehr oberirdisch
durch die Kaiserstraße zu führen. Dies wurde
von der Mehrheit der sich an der Wahl beteili-
genden Bürger abgelehnt.

Der zweite Bürgerentscheid hatte die so ge-
nannte „Kombilösung“ zum Thema: Es ging
darum, dass nunmehr alle Straßenbahnen in
den Untergrund sollten und als Junktim die
Kriegsstraße umgebaut und damit der Auto-

Stadträte mehrheitlich für „Kombi“
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Förderung am 31. Dezember 2019 endet. Es be-
steht also die Gefahr, dass die Kombilösung in
einem finanziellen Desaster endet.

Die Feststellung, dass die städtische Finan-
zierung über die städtische KVVH-GmbH
und deren Tochter Kasig läuft und damit den
Haushalt der Stadt nicht belastet werde, ist
haarsträubend. Die KVVH-GmbH hatte im
letzten Jahr einen vor allen durch außeror-
dentliche Einnahmen (beispielsweise durch
die Dividende der EnBW-Aktien) nochmals
einen Gewinn gemacht. Im Falle eines nicht
auszuschließenden Verlustes ist nicht einmal
die gedeckelte Finanzierung der Karlsruher
Verkehrsbetriebe (rund 23 Millionen Euro)
gesichert. Dann muss der Stadthaushalt da-
für gerade stehen. Und in der Stadtkasse ist
Ebbe.

Ein Info-Pavillon für 800 000 Euro und den
berechneten 173 Millionen Anteil der Stadt an
der Kombilösung muss die KVVH-GmbH er-
wirtschaften. Das heißt: Der Strom-, Gas-,
Wasser- und Fernwärmekunden bezahlen ne-
ben den Kundinnen des öffentlichen Nahver-
kehrs den Stadtanteil; der Rest und die Nach-
folgekosten zahlen wir alle.

Harry Block
Fritz-Erler-Straße 11

Zum Bericht „,Ja zur Kombi’ schaltet sich
ein:

Wenn Andreas Erlecke, dem Bündnis
„Stoppt das Millionengrab“ Unwahrheiten
unterstellt, so spricht dies nicht gerade für sei-
nen aktuellen Kenntnisstand in Sachen Finan-
zierung der Kombilösung. Bund und Land wis-
sen bis heute noch nichts von der Steigerung
der Kosten um fast 100 Millionen Euro, so Ers-
te Bürgermeisterin Mergen beim Leser-Forum
der BNN.

Berlin sagt zur Kriegsstraße Folgendes: „Das
Teilprojekt zweigleisige Straßenbahnstrecke
in der Kriegsstraße mit Straßentunnel“ wird
für die Realisierung der Kriegsstraße zunächst
vorläufig in das Programm gemäß § 6 Abs. 1
GVFG (Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz) aufgenommen“. Der Bund verlangt „zeit-
nah“ eine Untersuchung, ob nicht eine nur
oberirdische Lösung, wie sie Tunnelgegner
fordern, ohne Straßentunnel möglich ist.

Der Bund weist ferner darauf hin, „dass bei
gravierenden Kostenerhöhungen die Gefahr
besteht, dass dem Vorhaben angesichts des
knappen Nutzen-Kosten-Indikators die För-
dervoraussetzungen entzogen werden“ und die

Bund und Land nicht informiert

denten von 1 zu 10 führt. In Karlsruhe bilden
etwa 250 Professoren knapp 20 000 Studenten
aus. Entsprechend einem wesentlich ungüns-
tigerem Verhältnis von 1 zu 80. Eben der Un-
terschied zwischen Elite- und Massenuniver-
sität.

Geradezu dramatisch ist die Divergenz bei
den Nobelpreisträgern. Das MIT verfügt über
eine stolze Liste von 73 dieser Laureaten; bei
KIT (beziehungsweise Uni und Forschungs-
zentrum) ist derzeit noch Fehlanzeige. Aber
da sich die Offiziellen bei KIT – siehe oben –
für genau so gut halten, wird sich diese Situa-
tion in den nächsten Jahren sicherlich rasch
und deutlich zugunsten von Karlsruhe verän-
dern.

Dr. Willy Marth
Im Eichbäumle 19

Welten. MIT ist eine private Lehr- und For-
schungseinrichtung, finanziert sich selbst aus
einem Kapitalstock von zehn Milliarden Dol-
lar und ist völlig autonom in der Wahl seiner
Forschungsthemen und der Gestaltung seiner
Lehre.

Demgegenüber hat KIT ein Jahresbudget
von etwa 700 Millionen Euro, das zum größten
Teil der Steuerzahler berappt. Es wird von den
Politikern in Bund und Land jedes Jahr nach
heftigen Rangeleien zugewiesen und reflek-
tiert zumeist die jeweilige Finanzsituation im
politischen Bereich.

Forschung erfolgt hierzulande also „nach
Kassenlage“. Bei der Lehre verfügt das MIT
über einen Bestand von 1 000 Professoren für
ihre nur 10.000 Studenten, was zu dem idea-
len Verhältnis zwischen Professoren und Stu-

Zur Neugründung des KIT:

Am 1. Oktober eröffnete das Karlsruher In-
stitut für Technologie (KIT) mit viel Pressewir-
bel. Mit leichter Ironie wird auf das Massa-
chussetts Institute of Technology (MIT) ver-
wiesen, dem man sich „ähnlich“ fühlt. Nur sei
KIT nicht so kompliziert auszusprechen, „da-
für aber genau so gut“.

Nun, was die sprachliche Komplikation an-
geht, so kommen die vier Innenkonsonanten r,
l, s und r bei der Ortsbezeichnung Karlsruhe
dem Durchschnittsamerikaner auch nicht
leicht von den Lippen. Über die Niveauunter-
schiede bei KIT und MIT habe ich mich bei ei-
nem kürzlichen Besuch in Boston, verbunden
mit einer Führung durch das MIT, selbst über-
zeugen können. Um es vorweg zu sagen: Die
beiden Universitäten KIT und MIT trennen

Nicht nur die Nobelpreisträger fehlen

DAS KIT – das neu gegründete Karlsruher Institut für Technologie – vergleicht sich gern mit dem MIT, dem Massachussetts Institute of Technology. Doch
zwischen beiden Einrichtungen lägen bisher noch Welten, meint der Verfasser des unten stehenden Leserbriefs. Archivfoto: KIT

Zum Leserbrief „Es braucht mehr Abfallei-
mer“ von Bernd Eckardt:
Niemand muss in Karlsruhe seine Hundetüte

„kilometerweit“ tragen, bevor er einen Müllei-
mer erreicht, in dem er ihn entsorgen kann. In
den Karlsruher Grünanlagen existieren zurzeit
über 2 600 Abfallbehälter. Allein 330 Stück
davon stehen in maximal 250 Meter Entfer-
nung zu den ausgewiesenen Hundeauslaufflä-
chen. Jede Hundehalterin und jeder Hundehal-
ter kann „präventiv“ tätig werden, wenn sie
oder er ganz einfach bei jedem „Gassigehen“
eine Tüte für die Hinterlassenschaft des vier-
beinigen Lieblings dabei hat.

Ich durfte in Zürich beobachten, dass es dort
eine selbstverständliche Gepflogenheit ist, die
Reservehundetüte gut sichtbar und griffbereit
an einer Öse der Hundeleine mit sich zu füh-
ren. Für manchen Karlsruher Hundehalter
muss das „Geschäft“ seines Hundes offenbar
ein so unerwartetes Ereignis darstellen, dass er
darauf nur noch dann vorschriftsmäßig reagie-
ren kann, wenn sein Versäumnis, eine Hunde-
tüte mitzuführen, durch allerorts präsente
städtische Hundetütenautomaten kompensiert
wird.

Statt dieses nicht bezahlbaren Services wer-
den in Karlsruhe an 68 öffentlichen und priva-
ten Ausgabestellen kostenlose Tüten zur Auf-
nahme und Entsorgung von Hundekot angebo-
ten. Im Jahr 2008 allein 700 000 Stück. Dies
stellt ein freiwilliges Angebot der Stadt dar
und sollte von allen Hunde haltenden Bürge-
rinnen und Bürgern gewürdigt und genutzt
werden – und zwar zum Wohle aller, die unsere
öffentlichen Parks und Grünflächen zur Erho-
lung und für Spiel- und Freizeitaktivitäten un-
beschwert genießen wollen.

Helmut Kern
Städtisches Gartenbauamt
Lammstraße 7a

Angebot der Stadt
an die Hundehalter

DAS STÄDTISCHE GARTENBAUAMT hat nach eigenen Angaben im vergangenen Jahr 700 000 Tüten für
die Hinterlassenschaften von Hunden ausgegeben. Archivfoto: jodo

Wir bitten die Einsender von Leserbriefen, ihre
Telefonnummer anzugeben. Weiter weisen wir
darauf hin, dass Leserbriefe kurz gehalten
werden sollen. Aus Platzgründen ist es leider
unmöglich, alle Leserzuschriften zu veröffent-
lichen. Die Redaktion behält sich das Recht
auf Kürzung vor. Leserbriefe spiegeln die Mei-
nung der Einsender wider, nicht die der Re-
daktion. Die Redaktion

sierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen“
nicht durchgeführt werden oder auf die ein-
zelnen Genossen („Mieter“) abgewälzt wer-
den, so ist dieser Vorwurf letztlich gegen die
Selbstverwaltungsorgane der Genossenschaft
(Vertreterversammlung und Aufsichtsrat) zu
richten; denn die haben deren Verwaltung
(Vorstand und die ihm nachgeordneten Abtei-
lungen) zu überwachen und erforderlichen-
falls auszuwechseln, wenn deren Tätigkeit
nicht mit den objektiven Interessen aller Ge-
nossen vereinbar ist.

Die Behauptung des Herrn Sommer, der
Genossenschaftsgedanke und auf Dauer auch
der gesamte soziale Wohnungsbau bleibe we-
gen der angestrebten Mieterhöhungen auf der
Strecke, wäre glaubhafter, wenn sie unterlegt
wäre mit konkreten Vergleichen des Mietauf-
wands für die Wohnungen und Häuser der
Hardtwaldsiedlung mit auf dem allgemeinen
Wohnungsmarkt erhältlichen Wohnungen
und Einfamilienhäusern mit mehr oder weni-
ger großen Gärten in entsprechender Wohnla-
ge.

Rosemarie Menges
Waldring 6

mer durchaus einen Unterschied, ob die
Grundstücke, auf denen die von den Genossen
bewohnten Häusern stehen, rechtzeitig ange-
kauft wurden oder ob sie jetzt nach Ablauf der
Erbbaurechte uneingeschränkt an das Land
oder die Stadt zurückgefallen wären: die Ge-
nossenschaft wäre im letzten Fall wohl aufzu-
lösen, weil ihr Zweck, die Bewirtschaftung der
Wohnhäuser und Grundstücke im Interesse
der Genossen, weggefallen wäre.

Die Nutzungsverhältnisse der Bewohner
würden zwar einstweilen weiterbestehen, weil
sie nach Mietrecht zu beurteilen wären. Das
Land oder die Stadt könnten aber beispiels-
weise die Mietverhältnisse nach § 573 Abs. 2
Nr. 3 BGB kündigen, wenn sie das Areal we-
sentlich angemessener wirtschaftlich vertreten
könnten als durch die Weitervermietung der
alten wirtschaftlich großenteils abschreibba-
ren Häuser, die – gemessen an den Grundsät-
zen neuzeitlicher Bebauung – in viel zu großzü-
gigen Abständen über das Gebiet verteilt wird.

Wenn allerdings, wie Herr Sommer
schreibt, die Bausubstanz der Hardtwaldsied-
lung in vorwerfbarer Weise vernachlässigt
wird, weil „dringend erforderliche Moderni-

tung, durch die angestrebte Mieterhöhung
gehe die Entwicklung zum privatwirtschaft-
lich orientierten Wohnungsbauunternehmen
zu Lasten der „Mieter“ weiter. Herr Sommer
verkennt hierbei die rechtliche und wirtschaft-
liche Verfassung der Genossenschaft: er er-
weckt den falschen Eindruck, den „Mietern“
stehe ein Unternehmen gegenüber, dessen
Zweck auf Gewinnstreben für sich selbst aus-
gerichtet ist.

Die Hardtwaldsiedlung gehört in Wahrheit
den Genossen. Das Management dieser Genos-
senschaft besteht aus Angestellten, die von den
Selbstverwaltungsorganen, nämlich Vertreter-
versammlung und Aufsichtsrat, angestellt oder
überwacht werden. Wenn also Gewinn ange-
strebt würde, so wäre keineswegs das ange-
stellte Management Vermögensinhaber son-
dern die Genossen.

Wenn man nun folgerichtig das Anlagever-
mögen der Genossenschaft (Wohnhäuser und
Gärten) ideell unter den Genossen aufteilt, de-
nen es von Rechts wegen zugeordnet ist, so
kann man sicherlich nicht behaupten, diese
seien jeweils „Großgrundbesitzer“. Es macht
im Gegensatz zu der Meinung des Herrn Som-

Zum Leserbrief „Baugenossenschaft hat eine
gesellschaftliche Aufgabe“ von Heinrich
Sommer:
Der Brief des Herrn Sommer zeugt zwar von

sozialem Engagement, enthält aber so viele
sachliche Fehler, dass er ein falsches Bild er-
gibt.

Die Äußerung, die Hardtwaldsiedlung rüh-
me sich, 34 Millionen Euro für Grundstückser-
werbungen ausgegeben zu haben und sei durch
die monatlichen Mietzahlungen der Genossen
„unter die Großgrundbesitzer“ gegangen, ist
sachlich ebenso unpassend wie die Behaup-

Die Hardtwaldsiedlung gehört in Wahrheit den Genossen

eine Ungeheuerlichkeit, bei einem zweiten
Bürgerbegehren keine rechtlichen Schwie-
rigkeiten zu sehen, weil es eine für ihn vor-
teilhafte Entscheidung war. Jetzt aber bei
einem dritten Bürgerbegehren rechtliche
Probleme „zu sehen“, ist ganz einfach nur an
den Realitäten vorbei.

Die Kosten sind zwischen dem zweiten
Bürgerbegehren und dem nun kommenden
dritten Bürgerbegehren förmlich explodiert.
Oder ist das etwa auch eine Lüge?

Bernd Breidohr
Kolberger Straße 21c

Zur OB-Kritik an Tunnelgegnern:

Oberbürgermeister Heinz Fenrich hat mit
seiner Attacke gezeigt, dass seine Nerven
blank liegen und er eigentlich schon länger
nicht mehr Herr der Lage ist.

Als Oberbürgermeister der Stadt Karlsru-
he einen Teil seiner Bürger als Lügner zu
bezichtigen, ist eine Ungeheuerlichkeit, die
weder seine politischen Gegner noch seine
Freunde aus der CDU tolerieren können.

Er verabschiedet sich damit von den Re-
geln der Demokratie. Es ist an sich schon

Nerven des OB liegen blank

Zu Oliver Kahn:

Warum wird Oli Kahn immer noch so
hochgehalten in Karlsruhe? Was hat er für
seinen Heimatverein getan? Nach seinem
Wechsel zu Bayern einfach nichts. Nicht
einmal in seinem Abschiedsspiel erwähnte
er seine Jahre beim KSC oder seine frühe-
ren Trainer und Entdecker.

Als gutes Beispiel sei Daniel Schwaab
vom SC Freiburg genannt. Der wechselte
ablösefrei zu Bayer Leverkusen. Da ihm
der SC aber so am Herzen lag, hat er den-
noch von Leverkusen eine „Abfindung“
von 150 000 Euro für den SC Freiburg he-
rausgeholt, als Dank für die gute Ausbil-
dung.

Was hat Oli Kahn nach seinem Wechsel
zu Bayern für den KSC getan? Mir fällt je-
denfalls nichts ein.

Jürgen Beier
Im Hühnernest 10
Offenburg

Warum wird Kahn
so hoch gehalten?

nicht direkt aus dem Haushalt finanziert. Da
die Kasig quasi vermögenslos ist, stammt das
Geld zunächst einmal von der städtischen
KVVH GmbH und hier insbesondere von der
Stadtwerke Karlsruhe GmbH, die der einzige
Geldbringer der KVVH GmbH ist.

Dies ist auch nur deswegen möglich, weil den
„Kunden“ mehr Geld für Strom/Gas/Wasser
als zum Erhalt der Stadwerke nötig wäre, ab-
verlangt wird. Beim Gaspreis wurde dies Ende
2008 vom Bundeskartellamt bestätigt.

Die Stadtwerke allein können die Finanzie-
rung also nur kurzfristig sicher stellen. Spätes-
tens 2011 wird die KVVH Verluste schreiben.
Diese sind durch „indirekte Zuschüsse“ aus
dem Haushalt der Stadt Karlsruhe auszuglei-
chen. Damit schließt sich der Kreis.

Rainer Maier
Wiesenäckerweg 6a

Zum Bericht „,Ja zur Kombi’ schaltet sich
ein:

Wieder gab es einen Erguss von Herrn Andre-
as Erlecke (Ex-Aufsichtsratsmitglied der städ-
tischen Gesellschaft für Schieneninfrastruk-
tur, Kasig) zur Finanzierung der Kombilösung.

„Tatsache sei, dass das Geld für die Kombi
nicht direkt aus dem städtischen Haushalt
komme. Die Kombilösung werde von der städ-
tischen Tochter im Querverbund der KVVH
GmbH mit den Stadtwerken finanziert.“ So
heißt es in der Pressemitteilung des Herrn Er-
lecke.

Dieser Meinung kann ich mich vollumfäng-
lich anschließen, gibt er doch genau das wie-
der, was den Gegnern als „Unwahrheiten“
vorgeworfen wird, Herr Erlecke sagt es nur mit
anderen Worten. Natürlich wird die „Kombi“

Kunden bezahlen mehr als nötig
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